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I	 Name, Sitz und Zweck

Art.	1	

Name, Sitz und Gerichtsstand 

Unter dem Namen «Siedlungsgenossenschaft Eigengrund 
Zürich» besteht eine gemeinnützige, politisch und konfes-
sionell neutrale Genossenschaft im Sinne von Art. 828 ff. 
OR mit Sitz und Gerichtsstand in Zürich.

Art.	2	

Zweck und Mittel

1		  Die Genossenschaft verfolgt den Zweck, in gemeinsamer 
Selbsthilfe und Mitverantwortung ihren Mitgliedern gesunden 
und preiswerten Wohnraum zu verschaffen und zu erhalten 
und die Genossenschaftsidee und somit das Zusammenleben 
verschiedener Gesellschaftsgruppen und Einzelpersonen im 
Sinne gesellschaftlicher Verantwortung und gegenseitiger 
Solidarität zu fördern. Sie sucht diesen Zweck zu erreichen 
durch:
a	 Erwerb von Bauland, Baurechten und bestehenden Wohn-

häusern
b	 Erstellen von Wohnhäusern
c	 Vermietung von Wohnraum
d	 Bewirtschaftung von Liegenschaften 
e	 Errichtung von Ersatzneubauten, wenn die bestehenden 

Bauten nicht mehr auf wirtschaftlich vertretbare Art und 
Weise saniert werden können

f	 zweckentsprechenden, zeitgemässen Unterhalt der beste-
henden Bauten 

g	 Fördern von genossenschaftlichen Aktivitäten in den Sied-
lungen

2		  Die Tätigkeit der Genossenschaft ist gemeinnützig und 
nicht gewinnorientiert.

II	 Grundsätze

Art. 3	

Grundsätze zum Liegenschaften- bzw. Wohnungsbestand 

1		  Die Bauten der Genossenschaft sind jeder spekulativen 
Verwendung dauernd zu entziehen.

2		  Die generelle Neubewertung aller Wohnungen (bzw. Ge-
werberäume) einer Liegenschaft, einer Siedlung oder der 
ganzen Genossenschaft bei laufendem Mietverhältnis ist 
zulässig, sofern sie nach einem Bewertungsmodell erfolgt, 
das der Lage, Fläche und Ausgestaltung der Wohnungen 
(bzw. Gewerberäume) angemessen Rechnung trägt. 

3		  Bei der Standortwahl, bei Neubauten, bei Sanierungen 
und beim Unterhalt wird Nachhaltigkeit (Ökologie, Öko-
nomie, Soziales) angemessen berücksichtigt.

Art. 4 	

Verkauf 

1		  Die Häuser und Wohnungen der Genossenschaft sind 
grundsätzlich unveräusserlich. 

2		  Ausgenommen davon sind Objekte, die sich aufgrund  
besonderer Umstände längerfristig nicht mehr sinnvoll 
zu den statutarischen Bedingungen vermieten lassen.  
Entsprechende Veräusserungen bedürfen der mit einer 
Mehrheit von ¾ der Anwesenden beschlossenen Zustim-
mung der Generalversammlung.

3		  Vorbehalten sind sodann besondere Vorschriften für be-
stimmte Wohnobjekte sowie vertragliche Verpflichtungen, 
insbesondere jene in allfälligen Baurechtsverträgen mit 
der Stadt Zürich.

4		  Der Verkauf von Liegenschaften bzw. einzelnen Wohnun-
gen erfolgt im Rahmen der Beschlüsse der Generalver-
sammlung durch den Vorstand.
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Art. 	5	

Vermietung und Kündigung      

1		  Mietobjekte werden im Auftrag des Vorstandes durch die 
Geschäftsstelle vermietet. In begründeten Ausnahmefäl-
len kann die Vermietung auch an Nichtmitglieder erfolgen 
(z.B. im Hinblick auf ein Ersatzneubauprojekt).

2		  Die Mitglieder sind verpflichtet, die von ihnen gemietete 
Wohnung selber zu bewohnen bzw. in Gewerberäumen 
selber tätig zu sein. Der zivilrechtliche Wohnsitz muss die-
ser Wohnadresse entsprechen.

3		  Im Organisationshandbuch, SGE-Managementsystem, 
erlässt der Vorstand ein Vermietungsreglement mit 
den Grundsätzen der Vermietungspolitik der Genossen-
schaft, den Begriffen Normal- und Unterbelegung sowie 
der Pflicht zum Wohnungswechsel oder zur Bezahlung 
von Unterbelegungszuschlägen. Darin werden die Sank-
tionen bei Nichtbeachtung  geregelt.

4		  Solange die städtischen Wohnbauförderungsvorschriften 
aufgrund der ausgerichteten Unterstützungsleistungen 
anwendbar sind, berechnen sich die Mietzinse nach den 
entsprechenden Vorschriften (Kostenmiete). Im Übrigen 
vermietet die Genossenschaft ihre Wohnungen grundsätz-
lich zu den Selbstkosten. Sie verzichtet auf die Erzielung 
eines eigentlichen Gewinnes sowie auf übersetzte Zah-
lungen an Dritte. Mit den Mietzinsen müssen die Verzin-
sung des Fremd- und des Eigenkapitals, branchenübliche 
Abschreibungen, Rückstellungen und Einlagen in die vom 
Gesetz oder von den Subventionsbehörden vorgeschriebe-
nen sowie von der Generalversammlung beschlossenen 
Fonds, der laufende Unterhalt der Gebäude und der Um-
gebung, die Bezahlung von Abgaben, Steuern und Versi-
cherungsprämien sowie die Kosten einer zeitgemässen 
Verwaltung und Genossenschaftsführung gedeckt sein.

5		  Bei der Vermietung von sanierten oder umgebauten Ge-
bäuden und von Ersatzneubauten sind vorab die bisheri-
gen Mieterinnen und Mieter zu berücksichtigen, sofern 
diese die Vorgaben des Vermietungsreglements erfüllen.

6		  Die Kündigung des Mietvertrages richtet sich nach den 
mietrechtlichen Bestimmungen.

Art. 6	

Bau und Unterhalt  

1		  Im SGE-Managementsystem ist die langfristige Erneue-
rungsplanung für die SGE-Siedlungen enthalten.

2		  Bei grösseren Umbauten und Ersatzneubauten achtet die 
Genossenschaft auf ein sozialverträgliches Vorgehen.

III	 Mitgliedschaft

Art. 	7	

Erwerb der Mitgliedschaft       

1		  Mitglied der Genossenschaft kann jede natürliche oder 
juristische Person werden, die eine Eintrittsgebühr ent-
richtet und die erforderlichen Mitgliedschaftsanteile ge-
mäss Art. 15 der Statuten erwirbt. 

2		  Die Höhe der Eintrittsgebühr und des Mitgliedschaftsan-
teils wird vom Vorstand festgelegt.

3		  Die Zahl der Mitglieder ist unbeschränkt.

4		  Die Aufnahme als Mitglied erfolgt aufgrund eines schrift-
lichen Beitrittsgesuchs. Über die Aufnahme entscheidet 
der Vorstand. Der Vorstand beschliesst endgültig über die 
Aufnahme und kann diese ohne Angabe von Gründen ver-
weigern.

5 		  Die Mitgliedschaft beginnt mit der Einzahlung der Ein-
trittsgebühr sowie der erforderlichen Genossenschafts-
anteile. Vorbehalten bleibt Art. 15 Abs. 2 der Statuten.

6		  Die Miete von Räumlichkeiten der Genossenschaft setzt 
grundsätzlich die vorgängige Aufnahme in die Genossen-
schaft voraus.

7		  Die den Mietvertrag Unterzeichnenden müssen Mitglieder 
der Genossenschaft sein.

8		  Genossenschaftsmitglieder, die der Genossenschaft nicht 
durch ein Mietverhältnis verbunden sind, werden als 
«übrige Genossenschafterinnen und Genossenschafter» 
bezeichnet.

9		  Die Genossenschaft führt ein Mitgliederregister.	

Art. 8	

Erlöschen der Mitgliedschaft    

1		  Die Mitgliedschaft erlischt
a	 bei natürlichen Personen durch Kündigung des Miet-

verhältnisses bei Mieter-Genossenschaftern bzw. Mie-
ter-Genossenschafterinnen, durch Austritt bei übrigen 
Genossenschafterinnen bzw. Genossenschaftern, durch  
Ausschluss oder Tod; 

b	 bei juristischen Personen durch Kündigung des Miet-
verhältnisses bei Mieter-Genossenschafterinnen bzw. 
Mieter-Genossenschaftern, durch Austritt bei übrigen 
Genossenschafterinnen bzw. Genossenschaftern, durch 
Ausschluss oder Auflösung.

2		  Bei vorzeitiger Rückzahlung im Sinne von Art. 19 Abs. 4 
endet die Mitgliedschaft mit der vorzeitigen Rückzahlung 
der Genossenschaftsanteile.
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3 		  Die Ansprüche ausscheidender Mitglieder richten sich 
nach den Bestimmungen von Art. 19 der Statuten.

4 		  Will ein bisheriges Genossenschaftsmitglied trotz Kündi-
gung des Mietverhältnisses weiter in der Genossenschaft 
verbleiben, muss es ein begründetes schriftliches Aufnah-
megesuch als «übriges Mitglied» an den Vorstand richten.

Art. 	9

Austritt  

1		  Der Austritt aus der Genossenschaft kann nur schriftlich 
auf Ende des Geschäftsjahres und unter Einhaltung einer 
sechsmonatigen Kündigungsfrist erfolgen. Der Vorstand 
kann in begründeten Fällen den Austritt auch unter Be-
achtung einer kürzeren Kündigungsfrist oder auf einen 
anderen Zeitpunkt bewilligen. Wird die Mitgliedschaft im 
Zusammenhang mit dem Abschluss eines Mietvertrages 
mit der Genossenschaft erworben, setzt der Austritt die 
Kündigung des Mietvertrages voraus. 

2		  Sobald der Beschluss zur Auflösung der Genossenschaft 
gefasst ist, kann ein freiwilliger Austritt nicht mehr er-
klärt werden.

Art. 	10

Tod 

Stirbt ein Mitglied, kann der bzw. die in der gleichen Woh-
nung lebende Ehe- bzw. eingetragene Lebenspartner bzw. 
Lebenspartnerin ohne Vorstandsbeschluss in die Rechte 
und Pflichten des verstorbenen Mitglieds eintreten. Ande-
re im gemeinsamen Haushalt lebende Mitbewohner bzw. 
Mitbewohnerinnen können mit Zustimmung des Vorstands 
Mitglied der Genossenschaft werden. In diesen Fällen ist 
dessen bzw. deren Mietvertrag zu übernehmen.

Art. 	11

Ausschluss 

1		  Ein Mitglied kann jederzeit durch den Vorstand aus der Ge-
nossenschaft ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger 
Grund oder einer der nachfolgenden Ausschlussgründe 
vorliegt:
a	 Verletzung der generellen Mitgliedschaftspflichten, ins- 

besondere der genossenschaftlichen Treuepflicht, Miss-
achtung von Beschlüssen der Generalversammlung oder 
des Vorstandes sowie vorsätzliche Schädigung des An-
sehens oder der wirtschaftlichen Belange der Genos-
senschaft.

b	 Missachtung der Pflicht, selber in den gemieteten Woh-
nungen zu wohnen und dort zivilrechtlichen Wohnsitz zu 
haben.

c 	Zweckentfremdung des Wohnraums. 
d 	Fehlende Bereitschaft, den nach Ablauf der zweijähri-

gen Unterbelegung  gemäss Vermietungsreglement vor- 
gesehenen Unterbelegungszuschlag zu entrichten.

e	 Missachtung der Bestimmungen von Statuten und Ver-
mietungsreglement. 

f	 Wenn das zuständige Organ einen Beschluss über Umbau 
oder Abbruch der betreffenden Liegenschaft gefasst hat. 
Die Genossenschaft ist verpflichtet, den Mietvertrag mit 
einer Frist von einem Jahr zu kündigen und spätestens 3 
Monate vor dem Auszugstermin dem Genossenschafts-
mitglied zwei Umsiedlungsangebote zu unterbreiten. 

g	 Bei Scheidung oder Trennung, sofern der Ausschluss in 
Art. 12 vorgesehen ist. 

h	 Vorliegen eines ausserordentlichen mietrechtlichen Kün-
digungsgrundes, insbesondere nach den Art. 257d OR, 
257f OR, 266g OR, 266h OR, sowie anderen Verletzungen 
des Mietvertrages.

i	 Verletzung von Bestimmungen der Wohnbauförderung, 
aufgrund deren das Mietverhältnis gekündigt werden 
muss, sofern kein zumutbares Umsiedlungsangebot ge-
macht werden kann oder ein solches abgelehnt worden ist.

2		  Dem Ausschluss hat eine entsprechende Mahnung voraus-
zugehen, ausser wenn diese nutzlos ist oder die mietrecht-
liche Kündigung nach Art. 257f Abs. 4 OR erfolgt.

3		  Dem bzw. der Ausgeschlossenen steht während 30 Tagen 
nach Empfang der Mitteilung das Recht der Berufung an 
die Generalversammlung zu. Die Berufung hat keine auf-
schiebende Wirkung, doch hat der/die Ausgeschlossene 
das Recht, in der Generalversammlung seine bzw. ihre 
Sicht selber darzulegen oder darlegen zu lassen.

4		  Die Anrufung des Richters nach Art. 846 Abs. 3 OR innert 
drei Monaten bleibt in jedem Fall vorbehalten. Sie hat 
ebenfalls keine aufschiebende Wirkung.

Art. 	12

Eheschutz, -trennung, -scheidung

1		  Weist das Gericht in einem Eheschutzentscheid oder Tren-
nungsurteil die Benützung der Wohnung dem Ehepartner/ 
der Ehepartnerin oder dem eingetragenen Partner/der ein- 
getragenen Partnerin des Mitglieds zu, kann der Vorstand 
mit dessen/deren Einverständnis den Mietvertrag auf den 
Ehepartner/die Ehepartnerin oder den eingetragenen Part-
ner/die eingetragene Partnerin übertragen. Eine solche 
Übertragung setzt den Erwerb der Mitgliedschaft durch die 
in der Wohnung verbleibende Person sowie die Übernahme 
der Wohnungsanteile (Art. 15 Abs. 1) voraus. Der Vorstand 
kann das Mitglied, dem die Benützung der Wohnung nicht 
zugewiesen wurde, aus der Genossenschaft ausschliessen, 
sofern er ihm keine andere Wohnung zur Verfügung stellen 
kann oder will.  
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2 		  Weist das Gericht im Scheidungsurteil Wohnung und Miet-
vertrag dem Ehepartner/der Ehepartnerin bzw. dem ein-
getragenen Partner/der eingetragenen Partnerin des Mit-
glieds zu, kann der Vorstand, wenn er dem Mitglied keine 
andere Wohnung zur Verfügung stellen kann oder will, das 
Mitglied aus der Genossenschaft ausschliessen. Der Ehe-
partner/die Ehepartnerin bzw. der eingetragene Partner/
die eingetragene Partnerin, auf den/die der Mietvertrag 
übertragen wurde, muss Mitglied der Genossenschaft wer-
den und die Genossenschaftsanteile übernehmen. 

3 		  Die vermögensrechtlichen Folgen bezüglich der Genos-
senschaftsanteile richten sich nach dem Eheschutzent-
scheid bzw. dem Trennungs- oder Scheidungsurteil bzw. 
nach der Konvention, wobei eine Auszahlung von Anteilka-
pital erst erfolgt, nachdem der verbleibende Ehepartner 
bzw. die verbleibende Ehepartnerin bzw. der eingetragene 
Partner bzw. die eingetragene Partnerin der Genossen-
schaft einen entsprechenden Betrag überwiesen hat.

Art. 	13

Persönliche Pflichten der Mitglieder

		  Die Mitglieder sind verpflichtet,
a	 die Interessen der Genossenschaft in guten Treuen zu 

wahren
b	 den Statuten sowie den Beschlüssen der Genossen-

schaftsorgane nachzuleben
c	 nach Möglichkeit an genossenschaftlichen Aktivitäten 

teilzunehmen und in genossenschaftlichen Gremien mit-
zuwirken

IV	 Finanzielle Bestimmungen
	Genossenschaftskapital

Art. 	14

Haftung 

Für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft haftet nur das Ge-
nossenschaftsvermögen. Jede Nachschusspflicht oder Haftbar-
keit des einzelnen Mitglieds ist ausgeschlossen.

Art. 	15

Genossenschaftsanteile    

1 		  Das Genossenschaftskapital besteht aus der Summe der 
gezeichneten Genossenschaftsanteile (Mitgliedschaftsan-
teile plus Wohnungsanteile). Die Genossenschaftsanteile 
lauten je auf einen Nennwert von CHF 100. –. 

2 		  Der Mitgliedschaftsanteil muss vor Beginn der Mitglied-
schaft voll einbezahlt werden. 

3 		  Mitglieder, die Wohnraum der Genossenschaft mieten, 
müssen zusätzlich zum Mitgliedschaftsanteil Wohnungs-
anteile übernehmen. Einzelheiten regelt der Vorstand in 
einem Reglement. Ausnahmsweise kann der Vorstand 
eine Ratenzahlung bewilligen.

4 		  Wird die Wohnung von mehreren Personen gemietet, wer-
den die Anteile auf die Parteien in einem von ihnen gewähl-
ten Verhältnis aufgeteilt.

5 		  Der Vorstand kann bei erhöhtem Eigenkapitalbedarf die 
Mitglieder zur Übernahme von höheren Genossenschafts-
anteilen verpflichten.

Art. 	16

Finanzierung der Genossenschaftsanteile 

1 		  Genossenschaftsanteile können mit Mitteln der berufli-
chen Vorsorge erworben werden. Der Vorstand regelt den 
Vollzug in einem Reglement. 

2		  Genossenschaftsanteile können auch von Dritten finan-
ziert werden.

Art. 	17

Verpfändung und Übertragung von 
Genossenschaftsanteilen 

1 		  Jede Verpfändung und sonstige Belastung von Genossen-
schaftsanteilen sowie deren Übertragung an Personen, 
die nicht Mitglieder der Genossenschaft sind, ist ausge-
schlossen.

2 		  Die Übertragung von Genossenschaftsanteilen ist nur von 
Mitglied zu Mitglied zulässig und benötigt einen schriftlichen 
Abtretungsvertrag und die Zustimmung des Vorstandes. 
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Art. 	18	

Verzinsung der Genossenschaftsanteile

1 		  Eine Verzinsung der Genossenschaftsanteile darf nur er-
folgen, wenn angemessene Einlagen in die gesetzlichen 
und statutarischen Fonds sowie Abschreibungen vorge-
nommen worden sind.

2 		  Im Rahmen von Art. 859 Abs. 3 OR und der Vorschriften 
der Subventionsgeber wird der Zinssatz jährlich durch 
die Generalversammlung festgesetzt. Die Genossen-
schaftsanteile dürfen indessen höchstens zum für die 
Befreiung von der Eidg. Stempelabgabe zulässigen Zins-
satz und unter Berücksichtigung der in Bestimmungen 
der Wohnbauförderung vorgesehenen Grenzen verzinst 
werden.

3 		  Die Genossenschaftsanteile werden jeweils ab dem ersten 
Tag des der Einzahlung folgenden Monats bis zum Erlö-
schen der Mitgliedschaft verzinst.

4 		  Bei Drittfinanzierung von Genossenschaftsanteilen wird 
der Zins nach den vertraglichen Bestimmungen ausge-
richtet.

Art. 	19	

Rückzahlung der Genossenschaftsanteile

1 		  Ausscheidende Mitglieder bzw. deren Erben haben keine 
Ansprüche auf Genossenschaftsvermögen, mit Ausnah-
me des Anspruchs auf Rückzahlung der von ihnen einge-
zahlten Genossenschaftsanteile. Die Rückzahlung erfolgt 
zum Bilanzwert des Austrittsjahres unter Ausschluss der 
Reserven und Fondseinlagen, höchstens aber zum Nenn-
wert.

2		  Kein Rückzahlungsanspruch besteht bei Mitglieder- und 
Wohnungsanteilen, die nach Art. 10 und 12 der Statuten 
vom Partner bzw. von der Partnerin übernommen werden. 
Die Rückzahlung von Anteilen, die mit Mitteln der berufli-
chen Vorsorge erworben wurden, hat nach Weisung des 
bisherigen Mitglieds zu seinen Gunsten entweder an eine 
Wohnbaugenossenschaft, bei der es nun eine Wohnung 
selbst dauernd bewohnt, oder an eine Einrichtung der be-
ruflichen Vorsorge oder nach Erreichen des Rentenalters 
an das bisherige Mitglied selbst zu erfolgen.

3  		  Rückzahlung und Verzinsung erfolgen innert eines Monats 
nach Genehmigung der Jahresrechnung und Festlegung 
des Zinssatzes durch die nächste ordentliche Generalver-
sammlung, jedoch nie vor dem Vorliegen der definitiven 
Schlussabrechnung eines allenfalls beendeten Mietver-
hältnisses. Falls die Finanzlage der Genossenschaft es 
erfordert, ist der Vorstand berechtigt, die Rückzahlung bis 
auf die Dauer von drei Jahren hinauszuschieben, wobei die 
Verzinsung wie bei ungekündigten Genossenschaftsan-
teilen erfolgt. 

4 		  In besonderen Fällen kann der Vorstand beschliessen, 
dass die Genossenschaftsanteile vorzeitig, jedoch nie vor 
der Wohnungsabgabe zurückbezahlt werden, so insbe-
sondere wenn der Betrag benötigt wird, um Genossen-
schaftsanteile einer anderen Wohnbaugenossenschaft zu 
liberieren.

Art. 	20	

Fonds und Solidaritätsbeiträge 

1		  Der Jahresgewinn, der aufgrund der Jahresbilanz berechnet 
wird, dient in erster Linie der Äufnung eines Reservefonds.

2 		  Die Generalversammlung entscheidet unter Beachtung 
von Art. 860 Abs. 1 OR über die Höhe der Einlage in den 
Reservefonds.

3		  Über die Beanspruchung des Reservefonds entscheidet 
der Vorstand unter Beachtung von Art. 860 Abs. 3 OR.

4		  Es werden die folgenden weiteren Fonds geäufnet:
a 	ein Erneuerungsfonds, dem jährlich ein Betrag von 1 Pro-

zent des Gebäudeversicherungswertes jeder Liegen-
schaft zuzuweisen ist

b 	ein Amortisationskonto, dem spätestens ab dem 11. Jahr 
nach Bezug der Wohnungen zulasten der Erfolgsrech-
nung jährlich mindestens ½ Prozent des gesamten An-
lagewertes ohne Land gutzuschreiben ist

c	 ein Heimfallfonds, soweit und in dem Masse, wie Bau-
rechtsverträge dies vorschreiben

5 		  Die Generalversammlung kann die Erhebung von Solidari-
tätsbeiträgen beschliessen.

Art. 	21	

Darlehenskasse   

Bei der Genossenschaft besteht eine Darlehenskasse, 
bei der die Mitglieder sowie die aktiven und pensionierten 
Mitarbeitenden der Genossenschaft Geld zinstragend an-
legen können. Der Vorstand erlässt mit Zustimmung der 
Generalversammlung ein besonderes Reglement.

Art. 	22	

Entschädigung der Organe   

1  		  Die Mitglieder des Vorstandes haben Anspruch auf eine 
massvolle Entschädigung, die sich nach den Aufgaben und 
der Arbeitsbelastung der einzelnen Mitglieder richtet und 
vom Vorstand selber festgelegt wird. Die Vorstandsent-
schädigung richtet sich nach dem Reglement über das 
Rechnungswesen der von der Stadt Zürich unterstützten 
Wohnbauträger (Rechnungsreglement).
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2		  Mitglieder von Kommissionen haben Anspruch auf ein 
massvolles Sitzungsgeld. Die Entschädigung der Mit-
glieder der Revisionsstelle richtet sich nach den bran-
chenüblichen Ansätzen.

3 		  Die Ausrichtung von Tantiemen ist ausgeschlossen.

4		  Die Summe der Entschädigungen aller Organe, getrennt 
nach Vorstand, Revisionsstelle und weiteren Organen, ist 
in der Rechnung auszuweisen.

5		  Ferner werden den Mitgliedern von Vorstand, Revisions-
stelle und Kommissionen die im Interesse der Genossen-
schaft getätigten Auslagen ersetzt.

Art. 	23	

Rechnungswesen

1		  Buchführung und Rechnungsabschluss erfolgen nach kauf-
männischen Grundsätzen. Die Aktiven dürfen höchstens 
zu den Erwerbs- oder Erstellungskosten bilanziert wer-
den. Leistungen von Bund, Kantonen und Gemeinden sind 
offen auszuweisen.

2 		  Das Amortisationskonto und der Erneuerungsfonds sind 
nach den Vorschriften der Stadt Zürich zu äufnen.

3 		  Solange die Stadt Zürich an der Genossenschaft finanziell 
beteiligt ist, gelten die von ihr erlassenen Vorschriften für 
das Rechnungswesen.

4 		  Die Jahresrechnung besteht aus Erfolgsrechnung, Bilanz 
und Anhang und wird nach den Grundsätzen der ordnungs-
gemässen Rechnungslegung so aufgestellt, dass die Ver-
mögens- und Ertragslage der Genossenschaft zuverlässig 
beurteilt werden kann. Sie enthält auch die Vorjahres-
zahlen. Massgebend sind die Art. 662 – 670 OR, die bran-
chenüblichen Grundsätze sowie, solange die städtischen 
Wohnbauförderungsvorschriften aufgrund der ausgerich-
teten Unterstützungsleistungen anwendbar sind, die be-
treffenden speziellen Vorschriften zum Rechnungswesen. 

5		  Die Jahresrechnung ist der Revisionsstelle zur Prüfung 
zu unterbreiten.

6		  Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

V.	 Organisation

Art.	24	

Organe    

		  Die Organe der Genossenschaft sind
a	 Generalversammlung
b	 Vorstand
c	 Revisionsstelle
d	 Siedlungsorgane

Generalversammlung 

   
Art. 	25	

Kompetenzen        

1 		  In die Kompetenz der Generalversammlung fallen:
a	 Festsetzung und Abänderung der Statuten, nach vor-

gängiger Genehmigung durch das Bundesamt für Woh-
nungswesen (BWO)

b	 Wahl und Abberufung des Präsidenten bzw. der Präsiden-
tin, der Mitglieder des Vorstandes und der Revisionsstelle 

c 	Genehmigung des Jahresberichtes des Vorstandes
d 	Abnahme der Jahresrechnung und Beschlussfassung über 

die Verwendung des Bilanzgewinnes
e 	Entlastung des Vorstandes
f 	 Beschlussfassung über den Verkauf einzelner Liegen-

schaften oder Wohnungen oder die Einräumung von Bau-
rechten sowie die Veräusserung von Grundstücken

g 	Entscheid über die Erstellung von Neubauten und Ersatz-
neubauten, die den Betrag von CHF 1’000’000.– überstei-
gen

h	 Beschlussfassung über den Abbruch von Wohnhäusern 
der Genossenschaft

i	 Beschlussfassung über die Auflösung oder die Fusion 
der Genossenschaft

j	 Beschlussfassung über Berufungen gegen Ausschluss-
beschlüsse des Vorstandes

k 	Beschlussfassung über auf Antrag von Mitgliedern trak-
tandierte Geschäfte, soweit diese der Beschlussfassung 
durch die Generalversammlung unterstehen

l	 Beschlussfassung über alle weiteren Gegenstände, die 
durch Gesetz oder Statuten der Generalversammlung 
vorbehalten sind oder vom Vorstand der Generalver-
sammlung unterbreitet werden

2	  	Anträge der Mitglieder zuhanden der ordentlichen General-
versammlung müssen bis spätestens drei Monate vor Ver-
sammlungstermin dem Vorstand schriftlich eingereicht 
werden. Solche Anträge sind zu traktandieren.

3		  Über Geschäfte kann nur abgestimmt werden, wenn sie 
traktandiert sind. Zur Stellung von Anträgen im Rahmen 
der Traktanden bedarf es keiner vorgängigen Ankündigung.
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Art. 	26	

Einberufung und Leitung    

1		  Die ordentliche Generalversammlung findet alljährlich in-
nerhalb der ersten Hälfte des Kalenderjahres statt und wird 
vom Vorstand einberufen.

2		  Ausserordentliche Generalversammlungen werden auf 
Beschluss der Generalversammlung oder des Vorstan-
des, auf Antrag der Revisionsstelle oder auf Verlangen 
von zehn Prozent der Genossenschafterinnen und Genos-
senschafter einberufen. Die Einberufung hat innert vier  
Wochen nach Eingang des Begehrens zu erfolgen.

3		  Die schriftliche Einladung der Genossenschafterinnen und 
Genossenschafter erfolgt mindestens 15 Tage vor dem 
Versammlungstag und unter Mitteilung der Verhandlungs-
gegenstände. Bei Anträgen auf Änderung der Statuten ist 
der Inhalt der vorgeschlagenen Änderungen bekannt zu 
geben. Für die ordentliche Generalversammlung werden 
den Mitgliedern der Geschäftsbericht (Jahresbericht und 
Jahresrechnung), ein Antrag für die Gewinnverwendung 
sowie der Bericht der Revisionsstelle zugestellt.

4		  Die Generalversammlung wird vom Präsidenten bzw. 
von der Präsidentin oder einem Mitglied des Vorstandes  
geleitet. Tritt der Vorstand oder der Präsident bzw. die 
Präsidentin in den Ausstand, wählt die Versammlung eine 
Tagesvorsitzende oder einen Tagesvorsitzenden.

Art. 	27	

Stimmrecht     

1 		  Jedes Mitglied hat an der Generalversammlung eine Stimme. 

2		  Es kann sich mit schriftlicher Vollmacht durch ein anderes 
Mitglied vertreten lassen. Niemand kann mehr als ein ande-
res Mitglied vertreten.

3 		  Bei Beschlüssen über die Entlastung der Mitglieder des Vor-
standes haben die Vorstandsmitglieder kein Stimmrecht.

Art. 	28	

Beschlüsse und Wahlen   

1		  Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn sie 
statutengemäss einberufen worden ist. Wahlen und Ab-
stimmungen erfolgen offen, wenn nicht ein Drittel der 
Anwesenden geheime Durchführung verlangt.

2		  Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse und voll-
zieht ihre Wahlen mit einfachem Mehr der abgegebenen 
Stimmen, soweit das Gesetz und die Statuten nichts an-
deres bestimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet der 
bzw. die Vorsitzende durch Stichentscheid. 

3		  Es gelten die nachfolgenden besonderen Quoren:
a	 Für den Verkauf von Grundstücken ist die Zustimmung von 

drei Vierteln der an der Generalversammlung anwesenden 
Mitglieder erforderlich. 

b	 Statutenänderungen erfordern die Zustimmung von zwei 
Dritteln der abgegebenen Stimmen. Für die Änderung 
von Art. 3 Abs. 1, Art. 4, Art. 28 Abs. 3 und Art. 38 der 
Statuten müssen vier Fünftel der abgegebenen Stimmen 
zustimmen und mindestens 20% aller Mitglieder an der 
Generalversammlung vertreten sein. Ausgenommen von 
dieser Quorumsvorschrift sind geringfügige Änderungen 
bei der Formulierung und/oder Verschiebungen inner-
halb der Statuten bei Totalrevisionen, wenn die Regelun-
gen dadurch nicht substanziell verändert werden.

c	 Die Auflösung bzw. Fusion der Genossenschaft bedarf der 
Zustimmung von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen.

4		  Über Beschlüsse und Wahlresultate an ordentlichen und 
ausserordentlichen Generalversammlungen werden Pro-
tokolle erstellt. Die Protokolle werden vom Vorsitzenden 
bzw. der Vorsitzenden und vom Protokollführer bzw. der 
Protokollführerin, der/die nicht Mitglied der Genossen-
schaft zu sein braucht, genehmigt und unterzeichnet.

Art. 	29	

Weitere Mitgliederzusammenkünfte 

Der Vorstand kann die Genossenschafterinnen und Ge-
nossenschafter zu informativen, konsultativen oder kultu-
rellen/gesellschaftlichen Mitgliederversammlungen einla-
den. Diese haben keine Entscheidungskompetenzen.

Vorstand   
 

Art. 	30	

Wahl und Konstituierung  

1 		  Der Vorstand besteht aus mindestens fünf Mitgliedern. 
Die Mehrheit muss aus Mieter-Genossenschafterinnen 
bzw. Mieter-Genossenschaftern bestehen.  

2 		  Der Präsident bzw. die Präsidentin wird von der General-
versammlung gewählt; im Übrigen konstituiert sich der 
Vorstand selbst.  

3 		  Nicht wählbar bzw. zum Rücktritt verpflichtet ist, wer in 
dauernder geschäftlicher Beziehung zur Genossenschaft 
steht. Geschäftliche Beziehungen sind offen zu legen.

		  Ebenso dürfen Personen, die miteinander blutsverwandt, 
verehelicht oder verschwägert sind, nicht gleichzeitig 
dem Vorstand angehören.
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4 		  Die Mitglieder des Vorstandes werden auf drei Jahre ge-
wählt und sind wieder wählbar. Wahlen während einer 
Amtsdauer gelten bis zu deren Ablauf.

5 		  Solange die städtischen Wohnbauförderungsvorschriften 
aufgrund der ausgerichteten Unterstützungsleistungen 
anwendbar sind, hat die Stadt Zürich das Recht, ein Mit-
glied in den Vorstand zu delegieren.

Art.	31	

Kompetenzen und Pflichten    

1 		  Der Vorstand ist im Rahmen der gesetzlichen und statu-
tarischen Bestimmungen für die Verwaltung und für alle 
Geschäfte der Genossenschaft zuständig, die nicht aus-
drücklich der Generalversammlung oder anderen Orga-
nen vorbehalten bleiben. 

2 		  Die Geschäfte der Genossenschaft sind unter Beachtung 
der Regeln der kaufmännischen Vorsicht und der gesetzli-
chen Bestimmungen zu führen.

3 		  Er erstellt für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, 
der sich aus der Jahresrechnung und dem Jahresbericht 
zusammensetzt. Der Jahresbericht stellt den Geschäfts-
verlauf sowie die wirtschaftliche und finanzielle Lage der 
Genossenschaft dar und gibt die Prüfungsbestätigung der 
Revisionsstelle wieder.

4		  Der Vorstand kann besondere Kommissionen einsetzen 
und deren Aufgaben und Kompetenzen festlegen. Kom-
missionsmitglieder müssen nicht zwingend Mitglieder der 
Genossenschaft sein.

5 		  Der Vorstand bestimmt die zeichnungsberechtigten Per-
sonen und die Art ihrer Zeichnung, wobei nur Kollektiv-
unterschrift zu zweien erteilt werden darf.

6 		  Der Vorstand kann einzelne Bereiche der Verwaltungsar-
beit ganz oder teilweise an die Geschäftsstelle delegieren.

7		  Er erlässt ein Organisationsreglement (SGE-Management- 
system), das die Aufgaben von Vorstand, Kommissionen, 
Siedlungsorganen und Geschäftsstelle festlegt sowie ins-
besondere die Berichterstattungspflicht regelt.

8		  Der Vorstand stellt die Mitarbeitenden der Geschäfts-
stelle bzw. der Genossenschaft an und beaufsichtigt ihre 
Tätigkeit.

Art.	32	

Beschlussfähigkeit    

1 		  Vorstandssitzungen werden vom Präsidenten bzw. der 
Präsidentin einberufen, so oft dies die Geschäfte erfor-
dern, ferner wenn zwei Vorstandsmitglieder die Einberu-
fung einer Vorstandssitzung verlangen.

2 		  Der Vorstand ist beschlussfähig bei Anwesenheit der Mehr- 
heit seiner Mitglieder. Er beschliesst mit Stimmenmehr-
heit der anwesenden Vorstandsmitglieder. Bei Stimmen-
gleichheit zählt die Stimme des bzw. der Sitzungsleitenden 
doppelt. Der Geschäftsführer bzw. die Geschäftsführerin 
nimmt an den Sitzungen mit beratender Stimme teil.

3 		  Beschlüsse über den Erwerb von Grundstücken bedürfen 
zu ihrer Gültigkeit der Zustimmung von zwei Dritteln aller 
Vorstandsmitglieder.

4 		  Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Vorstandes 
ist ein Protokoll zu führen. Das Protokoll ist vom bzw. von 
der Vorsitzenden und vom Protokollführer bzw. der Proto-
kollführerin zu unterzeichnen.

5 		  Einstimmige schriftliche Zirkulationsbeschlüsse gelten 
als gültige Vorstandsbeschlüsse und sind ins Protokoll 
der nächsten Vorstandssitzung aufzunehmen.

Art. 	33	

Revisionsstelle  

1		  Als Revisionsstelle ist eine zugelassene Revisionsunter-
nehmung nach dem Revisionsaufsichtsgesetz (Art. 5 f. 
RAG) und Art. 727c OR für die Dauer von drei Jahren von 
der Generalversammlung zu wählen. Wahlen innert der 
Amtsdauer gelten bis zu deren Ablauf.

2		  Die Revisionsstelle prüft die Buchhaltung, die Jahresrech-
nung und die Bilanz. Sie ist zu Zwischenrevisionen berech-
tigt. Ihr ist Einsicht in die gesamte Geschäfts- und Rech-
nungsführung zu gewähren. Aufgaben und Verantwortung 
der Revisionsstelle richten sich nach den gesetzlichen  
Bestimmungen.

3 		  Die Revisionsstelle legt der ordentlichen Generalversamm-
lung einen schriftlichen Bericht vor. Eine Vertretung der 
Revisionsstelle wird zur ordentlichen Generalversamm-
lung eingeladen.
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Siedlungsorgane 

Art. 	34	

Siedlungsversammlung    

1 		  Die Siedlungsversammlung ist die Versammlung der in  
einer oder in mehreren zusammengeschlossenen Sied-
lungen wohnhaften Mitglieder.

2		  In die Kompetenz der Siedlungsversammlung fallen:
a 	Wahl der Siedlungskommission, der/des Vorsitzenden 

sowie der Rechnungsführerin/des Rechnungsführers
b 	Abnahme des Tätigkeitsberichts und der Jahresrechnung 

der Siedlungskommission (SIKO)
c 	Beschlussfassung über Angelegenheiten, die vom Vor-

stand an die Siedlungsversammlung delegiert werden
d 	Beratung von Siedlungsangelegenheiten/Siedlungsakti-

vitäten und Fragen des genossenschaftlichen Zusammen-
lebens

e 	Orientierung über grössere Renovations- und Sanierungs-
vorhaben

3 		  Die jährliche Siedlungsversammlung ist so zu terminie-
ren, dass Anträge an eine Generalversammlung möglich 
sind. Sie wird von der Siedlungskommission, bei deren 
Fehlen vom Vorstand einberufen. Im Übrigen gelten für 
die Einberufung, das Stimmrecht, die Leitung sowie die 
Beschlussfassung die Statuten sinngemäss.

Art. 	35	

Siedlungskommission    

1 		  Die Siedlungskommission besteht aus maximal sieben in 
der entsprechenden Siedlung bzw. den entsprechenden 
Siedlungen wohnhaften Mitgliedern der Genossenschaft. 
Nicht wählbar sind Mitglieder des Vorstandes. Die Sied-
lungskommission konstituiert sich selbst.

2 		  Die Mitglieder der Siedlungskommission werden von der 
Siedlungsversammlung für eine Amtsdauer von drei Jah-
ren gewählt. Wahlen innert einer Amtsdauer gelten bis zu 
deren Ablauf.

3 		  Die Siedlungskommission amtet als Bindeglied zwischen 
Siedlung und Vorstand/Geschäftsstelle und wahrt deren 
Interessen. Sie hat insbesondere die nachfolgenden Auf-
gaben:
a 	Pflege des genossenschaftlichen Zusammenlebens in 

der Siedlung
b 	Förderung von genossenschaftlichen Aktivitäten in der 

Siedlung
c 	Vorbereitung und Einberufung der Siedlungsversamm- 

lung
d 	Verwaltung des Siedlungslokals
e 	Führen der Siedlungskasse
f 	 Jährliche Berichterstattung zuhanden von Siedlungs-

versammlung und Vorstand

VI. Vorschriften über die Geschäftstätigkeit

Art. 	36	

Organisationsreglement, SGE-Managementsystem 

1		  Der Vorstand erlässt ein Organisations- und Führungs-
handbuch, SGE-Managementsystem, das den Aufbau und 
die Geschäftsabläufe der Genossenschaft, die Struktur, 
die Funktionen, die Tätigkeiten und die Prozesse der Ge-
nossenschaft regelt. Es enthält die in den Statuten gefor-
derten Richtlinien und Reglemente.

2 		  Die Umsetzung der Leitgedanken und Instrumente des Ma-
nagementsystems hat zum Zweck,
–	 die Genossenschaft kompetent und qualitätsbewusst zu 

führen
–	 die Geschäftsabwicklung effizient und ökonomisch zu re-

geln und laufend zu verbessern
–	 die Aufgaben- und Kompetenzabgrenzung zwischen dem 

Vorstand als Exekutivorgan der Genossenschaft und der 
Geschäftsstelle als professionellem Dienstleistungszent-
rum vorzunehmen

–	 den SGE-Mitarbeitenden klare Verantwortlichkeiten und 
Kompetenzen zu übertragen

–	 die Dualität von Genossenschafterinnen und Genossen-
schaftern als anteiligen Mitbesitzenden und nutznies-
senden Kunden (Mieterinnen, Mietern) der Organisation 
zu respektieren

–	 die Zufriedenheit von Mieterinnen und Mietern, Auftrag-
nehmern und Mitarbeitenden sicherzustellen

3 		  Die im Managementsystem dargelegten Vorgaben und Pro-
zesse sind für alle Mitarbeitenden und die Vorstandsmit-
glieder verbindlich. Sie gelten für alle Geschäftsbereiche und 
sämtliche Leistungen.

4 		  Die Statuten und die für den Genossenschafter bzw. die Ge-
nossenschafterin verbindlichen Richtlinien und Reglemente 
sind auf der SGE-Homepage abrufbar.
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Art. 	41

Inkrafttreten 

1		  Diese Statuten treten mit der Genehmigung durch die Ge-
neralversammlung vom 17. Juni 2011 in Kraft. Sie ersetzen 
die Statuten vom 23. Oktober 1998. 

2 		  Im Übrigen gelten die Bestimmungen des Schweizerischen 
Obligationenrechts.

An der Generalversammlung vom 22. Juni 2012 wurde der 
Art. 28. Abs. 3 Buchstabe b geändert.

VII.	Schlussbestimmungen
	Auflösung durch Liquidation bzw. Fusion 

Art. 	37	

Auflösungsbeschluss    

Die Auflösung der Genossenschaft erfolgt durch Beschluss 
einer zu diesem Zweck einberufenen Generalversamm-
lung oder von Gesetzes wegen.

Art. 	38	

Liquidation, Vorkaufsrecht der Stadt Zürich und
Liquidationsüberschuss  

1 		  Die Liquidation besorgt der Vorstand nach den Vorschrif-
ten von Gesetz und Statuten, falls nicht durch die General-
versammlung besondere Liquidatoren beauftragt werden.

2		  Solange die städtischen Wohnbauförderungsvorschriften 
aufgrund der ausgerichteten Unterstützungsleistungen 
anwendbar sind, sind die betreffenden Bauten bei Liqui-
dation der Genossenschaft der Stadt Zürich auf deren 
Verlangen zu übertragen. Die Stadt vergütet den bei der 
Übergabe vorhandenen Anlagewert der Häuser. Dieser 
entspricht in der Regel den in der Jahresrechnung ausge-
wiesenen Anlagekosten.

3 		  Solange die städtischen Wohnbauförderungsvorschriften 
aufgrund der ausgerichteten Unterstützungsleistungen 
anwendbar sind, wird bei einer Liquidation der Genossen-
schaft das nach Tilgung aller Schulden und Rückzahlung 
aller Genossenschaftsanteile zum Nennwert verbleibende 
Vermögen der Stadt Zürich für die Zwecke des gemeinnüt-
zigen Wohnungsbaues zur Verfügung gestellt. Andernfalls 
wird es der Stiftung Solidaritätsfonds des Schweizeri-
schen Verbandes für Wohnungswesen (SVW) übereignet.

Art. 	39	

Fusion 

1 		  Die Generalversammlung kann die Auflösung der Genos-
senschaft durch Fusion mit einem anderen gemeinnützi-
gen Wohnbauträger beschliessen.

2		  Art. 889 OR, Erhöhung der Leistungen der Genossen-
schafter (¾ der Mitglieder), und Art. 18 Abs. 1 Buchst. D), 
FusG (Fusionsgesetz), bleiben vorbehalten.

Art. 	40	

Bekanntmachungen  

1 		  Die von der Genossenschaft an die Mitglieder ausgehenden 
internen Mitteilungen und Einberufungen erfolgen schrift-
lich durch Brief, Zirkular (Infoblatt), Aushang in den Sied-
lungen und/oder via Homepage www.eigengrund.ch.

2 		  Das offizielle Publikationsorgan ist das Schweizerische 
Handelsamtsblatt.
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